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Neues helvetisches Tagblatt.
Herausgegeben von Escher und Usteri, Mitgl. der gesezg. Räthe.

Band n. à>. I.IX. Bern, den 4. Nov. 1799. 14. Brumaire VIII.

G e se z g e b u n g.

Senat, 19. Oktober.
(Fortsetzung.

k 11 thard, im Namen einer Commission,
legt folgenden Bericht vor.

Die von Ihnen zu Untersuchung des Ve-
fchlusses des grossen Raths vom izten Okt.
1799. über das Forum, wo das Kriegsgericht,
dem die Fertigung der im Oberland vorgefalle-
nen Unruhen oblagen, belangt werden kbnne —
niedergesezte Kommission, hat die Ehre Ihnen,
B. S., folgenden Bericht abzustatten:

Kraft Gesetzes vom sezte das Vollz.
Direktorium ein Kriegsgericht nieder, um die
Urheber und Antheilnehmcr an den im Ober-
land vorgefallenen Aufstanden zu bestrafen.

Dieses Gericht höbe seine Sizungen zu Thun,
im Kanton Oberland, an, wurde aber in der
Folge von dem Vollziehungsdirekrorium nach
Oron, im Kanton keman, verlegt.

Aus Anlaß mehrerer gegen verschiedene Per-
fönen durch dieses Kriegsgericht ausgefällten
Urlyeilspruchen, ist das VoLziehungsdirekt rium
zu dem Entschluß gebracht worden, gegen die
Mitglieder desselben aufzutreten, und solche als

Richter vor Gericht- zu verfolgen,
d-cse-n Ende von der Gesetzge-

à? ^ â des Richters, vor wsl-
Klage anheben so'.'.

die den der grosse Rath auf
L Bochkchaft jst folgender:

' Vvllz. Dir. vorzunehmende Ver-
bas Kriegsgericht in Oron, wel-

eyes die Staatsverbrecher des Kantons Oder-
zu beurtheilen hatte, soll vor dem Kau-

^ Kantoils Oberland u> ter den

à vorgenommen werden."

ter von seinem gesetzlichen Richter entzogen
werde', und daß in Kriminalsachen der Richter
des Qrs„ wo das Verbrechen begangen wor-
den, der gesetzliche Richter sen; daß mithin die
Entscheidung der vorwaltenden Frage über die
Annahme oder Verwerfung des Beschlusses des
grossen Raths, von der Erörterung des Faks
tums abHange, ob die Urlheilsprüche, wegen
welchen das Vollz. Dir. die Mitglieder des ober-
landisschen Kriegsgerichts belangen will, im Kein-
ton Oberland seyen ausgefallt worden, oder
nicht? Euere Kommission gab sich auch alle
Mühe diesen Umstand durch wo mögliche Her-
beischaffung der Proceduren selbst in sein bchö-
riges Licht setzen zu können; allein wie es aus
einem erhaltenen Antwortschreiben des Kriegs-
ministers sich ergiebt, befinden sich dieselben in
den Händen des Kantonsstatthalter des Kan-
tons Oberland, und weder der B. Kriegsini-
nister noch der Iustizminister konnten eurer Kom-
Mission über diesen Umstand einigen bestimmten
Bericht ertheilen. Unterdessen bei nochmaliger
Berathung glaubte euere Kommission über diese
Zweifel sich wegsetzen und ohne weitere D-rzö-
gerung ihren Rapport über die Sache selbst
Ihnen vorlegen zu können, und das aus fol-
gcuden Gründen:

1.) Erstlich bemerkte ein Theil derKommfflon
daß so heilig der oben festgesezte Grundsatz
innert dem Gebiet der konstitutionellen Verhält-
nisse seye, er doch ausser diesem Gebiet Aus-
nahmen zu gestatten scheine. Da nun die Nie-
Versetzung der Kriegsgerichte eine ausserkoqsii-
tutior.clle Maaßregel war, die allein in der
durch die Notwendigkeit bestimmten Willkühr
der Gesetzgebung ihren Grund hatte, so scheint
es, müsse die Bestimmung desRicheers über diese
Kriegsgerichte nicht nothwendig in den ordent-
lichen Regeln gesucht werden, sondern die Ver-à .à.-- it'rrvcn. ucyen Siegeln se,UM werden, sonvl.

m» ' Kommission anerkennt im zeigung dieses Richters könne von der Will-
gemeinen den Grundsatz, daß kein Angeklagt küyr der Gesetzgebung abhängen, und diese



müsse von selbst auf das KantonSgericht Ober-
land hinweisen.

2.) Zweitens ist zu bemerken, daß eben dem
angenommenen Grundsatz zufolge, zuBenrthei-
lung der im Kanton Oberland vorgefallenen
Verbrechen ein in diesem Kanton fitzender Rich-
»er und kein äusserer ernennt werden sollte,
daß l'.icio das zu diesem Ende niedergeseztc
Kriegsgericht in Thun seine Sitzungen eröss-
nete, in Thun seine Operationen anhube und
vielleicht auch einen Theil seiner Urlheissprüche
in Thun ausfällte, und daß es blos (wie die
Kommission aus dem Munde des Iustizmini-
siers erfuhr) um den Einflüssen der Freunde
und Verwandten der Angeklagten entzogen zu
werden, nach Oron verlegt wurde, daß mithin
dieses Kriegsgericht ä« juie- censirt ist, imKan-
ton Oberland geurthcilt zu haben.

In diesen Motiven encrer Kommission, die
sie veranlassten, ohne fernere Erörterungen zu
verlangen, zu ihrem Rapport zu schreiten, und
in der Bemerkung, daß die Kautonögcrichte die
konstitutionellen Richter aller Krimlnalvergehcn
find, liegen denn auch unmittelbar die Gründe,
warum èuere Kommission Ihnen, BD. SS.
vorschlägt, den Beschluß des grossen Raths
anzunehmen.

Der Beschluß wird angenommen.

Am 20. Oktober war keine Sitzung in beiden
Rächen.

Grosser Rath, 21. Oktober.
Präsident: Akermann.

Maula; fodert schriftlich Verlängerung sei-
«es Urlaubs.

H über will nur in den dringendsten Fällen
Urlanbsverlangerungcn ertheilen, damit die

übrigen Mitglieder nicht durch dieselben an ahn-
lichen Begünstigungen gehindert werden. N àce
und Schlumps folgen.

Lacoste ist gleicher Meinung, und klagt,
daß viele Mitglieder ohne Urlaub abwesend seyn.

Man geht' zur Tagesordnung über Maula;
Begehren; und um die abwesenden Mitglieder
kennen zu lernen, wird der Namensaufruf
vorgenommen; es befinden sich 85 Mitglieder
anwesend. Auf Lsche r s Antrag soll die Kanz-

2)4

lei Morgen anzeigen, welche der abwesenden
Mitglieder keinen Urlaub haben.

Folgendes Gutachten wiro ,um zweitenmal
verlesen und §Hwcise m Berathung genommen:

An den S e il a t.

In Erwägung, daß es nothwendig ist, der

Beziehung der Eimcsistrieruugsgebuhr mehr
Thätigkeit zu geben, weiche, sey es durch die

Nachlässigkeit, oder sey es durch die Betrie-
gerei einiger Angestellte.-, gehindert wird;

Hat der grosse Rath, in Berathung der

Vvthschaft des Vollziehungsdirektoriuin vom

ii. Hcrbstmonat, und nach erklärter Dringlich-
kett, beschlossen:

1. Die Gerichts^ eiber, Notaren, Munizipa-
len und andere öffentliche Beamten, welche
durch das Gesez begwält-gt sind, Akten auszu-
fertigen, welche der Eiuregistricrungsgebühr
unterworfen sind, und den Auftrag der Bezie-
hung dieser Auflage haben, die versäumen
würden, dieselbe nach Vorschrift der Gesetze
und der Beschlüsse des Vollziehung sdireftoriums
zu erheben, sollen durch erne Gewbusse gestraft
werden, welche das Doppelte der Summe seyn
soll, deren Beziehung sie vernachlässigt harren.

2. Wenn die öffentlichen Beamten überwie-
sen werden, mit dem Bestehcr einverstanden
gewesen zu seyn, um sich der Einregistrierunzs-
gebühr zu einziehen, so sollen sie über die oben

ftstgesezce Busse aus ihren Grellen eursezt wer-

oen, und des Akliobürgerrcchts für drei Jahre
verlustig sey,,.

3. Der Bestehcr, welcher überwiesen wird,
durch Unterschiebung eines Scheinvencags
(Simulation) gesucht zu haben, sich der Em-

registrierungsgcbuhr zu entziehen, soll H-rch
eine Busse des Dreifachen der Summe gemäss

werden, welche er für die Einregistrierung haltt
bezahlen sollen.

4. Das Direktorium ist eingeladen, die Be-

Ziehung der Einregistriernngsgebühr sorgsamS
bcaufsichten zu lassen. Es ist selbst begwältigb
um diese Ausstchr in Thätigkeit zu setzen, da

Hälfte der, Kraft dieses Gesetzes als Straft da

zogenen Summen anzuwenden.
5. Dieses Gesez soll gedrukr, öffentlich v

bannt gemacht, und wo es nöthig ist,
schlage» werden. ^Das Gutachten wird ohne Einwendung am

genommen.
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Der Verbalprozeß der Wahlversammlung des
Aanlons Solothurn wird verlesen.

Kulli klagt, daß ein so trauriger Seist
in der Wahlversammlung von Solothurn
herrschte, daß sich Mitglieder derselben zum
voraus erklärten, um gewählt zu werden, müsse

man weder Patriot noch Städter seyn, und
täglich wenigstens einmal in die Kirche gehen;
auch ka.'M sich zwei Volksrcpräsentanten in
diese Wahlversammlung eingedrängt, und da
die Sache a!6 Präsideuten dicigirt, während
der Vater des einen sich in die Verwaltungs-
kammer wählen ließ. Diese Umstände nehmen
allen rechtlichen Freunden der Freiheit das Zu,
trauen in den Gang der Angelegenheiten der
Republik; und daher begehrt er Entscheid, ob
solche Wahlen für gültig erklärt, und ob
solchen Mißbrauchen nicht müsse gesteuert werden?

Earrard fodert schriftliche Niederlegung die-
ser Anzeigen auf den Kanzleitisch, indem wenn
diese Thatsachen wahr sind, die ganze Arbeit
der Wahlversammlung gesezwidrig, und also
ungültig wäre; diese Anzeigen müssen daher
näher untersucht werden.

Kühn folgt, und will, daß die Repräsen-
tanken, von denen Kulli sprach, genannt und
constituticnsmäßig gerichtet werden.

Kulli zeigt an, baß Arb und Schluep diese
Repräsentanten sind.

Koch: Sollten Wider solche Unregelmäßig-
keilen nicht die kräftigsten Maaßregeln genommen
werden, so würde ich am Heil der Republik
verzweifeln. — Ehrgeiz und Intrigue sind die
Hauplfeiudc der republikanischen Verfassungen.—
Sind die angeführten Thatsachen richtig, so
ist leider nur zu viel Wirkung jener Feinde der
Republik vorhanden; und wenn wir nicht das
erste nral, da sie sich so thatig äussern, kern-
haste Maaßregeln dagegen nehmen, so wer-
den wir djejen Krebsschaden nie mehr wirksam
genug ausrotten können; ich unterstütze ganz «„ „r.."»d ^merke in Nüksicht auf suchung.Kuhns Aeußerung, daß hier zwei bestimmt ver-
schiedene Gegenstände zu behandle» sind : l. Die
kà Wahl. 2. Die Beurtheilung der

A, ">>d Schluep, die gesezwidrig die-
ser Wahlver,ammlnng beiwohnten. Der erste

d äß Zuerst, und ganz unabhängig
behandelt worden.

.kartier glaubt, die erste Anzeige Kullis
"°ege wohl auf Aeusserungen von einzelne» Mit-

gliedern der Wahlversammlung beruhen, aber
die Wahlen selbst beweisen, daß dieser Geist
nicht herrschend in derselbe» war; die zweite
Anzeige kann er darum nicht glauben, weil
der Statthalter des Kantons das Direktorium
von dieser Unregelmäßigkeit hätte berichten m is-
sen, und uns dann diese Anzeige auf einem
andern Weg zugekommen wäre. Er u'-terstüzt
zwar den Antrag, daß Kulli seine Angabe
schriftlich niederlege, glaubt aber, die Sache
könne nicht von dieser Versammlung aus, son-
der» müsse durch das Direktorium untersucht
werden.

Arb gesteht, daß er wohl in der Wahlver-
sammlung war, aber ohne darin zu intrigiren;
daß ich in dieser Versammlung prasidirce, ist
eine Vcrläumdung! daß man sich darüber auf-
hält, daß mein Vater in die Verwaltungskam-
mer gewählt wurde, mag vielleicht aus Jalousie
herkommen, wofür ich nichts kann; auch ist
mir nicht einmal lieb, daß er gewählt wurde,
denn ich weiß, daß man ihn zum Schlacht-
opfer der Jalousie machen will; ich werde
mich übrigens über alles zu rechtfertigen wissen,
und stimme Earaard bei.

Schlumpf stimmt Koch bei, denn es ist
dem ganzen helvetischen Volk nicht gleichgültig,
wie die Wahlen in dem oder diesem Kanton
gemacht werden, weil dieselben nicht blos
auf einzelne Kautone, sondern auf die ganze
Republik wirken.

Schluep gesteht, auch in der Wahlver-
sammlung gewesen zu seyn, aber ohne zu
präsidiren, noch ein lautes Wort darin gesagt
zu haben; alles dieses ist falsche Verläumduug,
und ich bin so gut Republikaner als ein an-
drcr, und arbeite für die gute Sache. Wir
wußten nicht, ob wir in die Wahlversammlung
dürften : decWeibel gieng um zu fragen, und der
Statthalter erlaubte es; wir waren aber nur
an den Schranken. Auch ich fodepe Unters

Earrards Antrag wird angenommen.
(Die Fortsetzung folgt.)

Vollzieh u n g s - Direkto rium.
Das Vollziehungs-Direktorium der helvetischen

eine» uno uutheiivaren. Republik,.

I» Betrachtung, daß die Anzeigen, .auf wels
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